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Mit Inkrafttreten des GKV-Versorgungs-
stärkungsgesetzes (GKV-VSG) zum 
23.07.2015 wurden erneut wesentliche 
Ver besse rungen für MVZ geregelt. Dieser 
Kurzbeitrag richtet sich vor allem an Ver-
tragsärzte als potentielle MVZ-Gründer 
und Betreiber. 

Die Gesetzesänderung mit der größten 
„Durchschlagskraft" ist die Streichung 
des Wortes „fachübergreifende" in der 
gesetz lichen Definition. Mussten bisher 
stets Ärzte zweier Fachgruppen oder in-
ternistischer Schwerpunkte im MVZ ver-
treten sein, können nun auch Fachgleiche 
diese Struktur wählen. Dies bietet Chan-
cen für Hausärzte, Zahnärzte, Psychothe-
rapeuten und nicht zuletzt spezialisierte 
fachärztliche Einrichtungen. Ganz offen-
sichtlich haben viele Gründer auf diese 
Möglichkeit gewartet, denn die Zulas-
sungsausschüsse befassen sich gerade mit 
zahlreichen Gründungsanträgen.

Gute Argumente für eine  MVZ-Gründung 
gibt es einige: Vertragsärzte (u.a.) sind 

taugliche Gründer und Betreiber von 
 medizinischen Versorgungszentren, sie 
bleiben dies auch dann, wenn sie sich 
selbst in ihrem MVZ anstellen lassen. 

Nicht nur eine Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts mit mindestens zwei Gesellschaf-
tern kann Träger eines MVZ sein, son-
dern z.B. auch eine Ein-Personen-GmbH. 
Deshalb können Einzelpraxisinhaber, 
die mehr als die meist genehmigten drei 
Vollzeitangestellten beschäftigen möch-
ten, MVZ-Gründer werden. Ein MVZ bie-
tet sich auch an, wenn ein weiterer Stand-
ort betrieben werden soll, die Gründung 
einer Zweigpraxis jedoch schwierig oder 
(wie in  Berlin) beinahe unmöglich er-
scheint. Einzelpersonen können auf die-
se Weise mehrere regionale oder über-
regionale Standorte und damit ein größe-
res Unternehmen aufbauen. BAG-Partner 
können im MVZ Vertragsärzte bleiben, 
gemeinsame Angestellte aber an die 
MVZ-Zulassung „hängen“, was Streit po-
tential reduziert und ein  stabileres Kons-
trukt fördert.

Das Ganze flankiert das GKV-VSG: Im 
Nachbesetzungsverfahren können sich 
MVZ mit einem Versorgungskonzept und 
nicht nur mit einem konkreten Ange-
stellten bewerben. Außerdem können 
angestellte Ärzte nun nach Enden des 
Arbeits verhältnisses vertreten werden 
und ihre Zeitprofile sollen zukünftig in 
der Plau si bilitätsprüfung nicht eher auf-
fällig werden als die von Vertragsärzten.
dr. thomas willaschek 
 

Externe Labor-
abrechnung im 
Visier der Staats-
anwaltschaft 
Wer Speziallaborleistungen extern er-
bringen lässt, sie aber selbst gegenüber 
dem Patienten abrechnet, läuft Gefahr, 
ins Visier der Staatsanwaltschaft zu ge-
raten. Der Bundesgerichtshof hat An-
fang des vergangenen Jahres entschie-
den, dass die Weiterberechnung von in 
einem Speziallabor erbrachten Labor-
untersuchungen nach den Abschnitten 
M III bzw. M IV GOÄ als Abrechnungs-
be trug strafbar sein kann. Insbesondere 
die Staatsanwaltschaft München I hat 
diese Rechtsprechung aufgegriffen und 
nimmt im Wege einer regelrechten „Er-
mittlungswelle“ derzeit die Laborab-
rechnungen zahlreicher Einsender un-
terschied licher Fachgruppen unter die 
Lupe.

 
Hintergrund ist die Regelung des § 4 Abs. 
2 GOÄ, wonach der Arzt nur solche Leis-
tungen als „eigene Leistungen“  abrechnen 
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darf, die er selbst erbracht hat oder die 
unter seiner Aufsicht nach fachlicher 
Weisung erbracht wurden. Die in einem 
externen Labor durchgeführten Untersu-
chungen sind demnach keine  ei genen 
Leistungen des Einsendearztes. Dieser 
darf sie seinen Patienten nicht in Rech-
nung stellen, da dies eine Täuschung im 
Sinne des Betrugsstraftatbestandes dar-
stellen würde: Der Arzt behauptet nach 
Auffassung des BGH nämlich mit der 
Rechnungsstellung zugleich, er habe die 
abgerechnete ärztliche Leistung selbst er-
bracht.

In Arzthaftungsprozessen wird immer 
wieder darüber gestritten, ob ein Arzt 
für die Nichtwahrnehmung von Kon-
trollterminen verantwortlich ist und 
welche Konsequenzen hiermit verbun-
den sind. Dies zeigt auch eine aktuelle 
Entscheidung des OLG Saarbrücken.

In diesem Fall wurde einem Patienten im 
Juli 2002 im Wege einer medialen Lapa-
rotomie eine stark entzündete Gallenbla-
se entfernt. Hierbei kam es zur Blutung 
einer Leberarterie, die eine Umstechungs-
ligatur erforderlich machte. Kurz darauf 
zeigte sich eine beginnende Choledochus-
nekrose, die eine Revisionsoperation not-
wendig machte. Nach Behandlung einer 
aufgetretenen Wundinfektion und Wund-

Übrigens: Das Strafbarkeitsrisiko be steht 
auch dann, wenn die extern erbrachte Leis-
tung ohne eigenen finanziellen Vorteil dem 
Patienten eins zu eins in Rechnung gestellt 
wird. Wer darüber  hinaus  – wie der  wegen 
Abrechnungsbetrugs verurteilte Mediziner 
im BGH-Fall – durch eine Rückvergütung 
(sog. kick back) von der Beauftragung ei-
nes externen Labors profitiert, läuft Ge-
fahr, sich zukünftig auch wegen Bestech-
lichkeit im Gesundheitswesen straf bar zu 
machen. Ein entsprechender Straf tatbe stand 
soll in Kürze in Kraft  treten. 
dr. maximilian warntjen 

eröffnung wurden mit Arztbrief vom 
 August 2002 klinische Verlaufskontrol-
len empfohlen. Der Patient ließ sich je-
doch erst ab Juni 2003 weiterbehandeln.

Sachverständig beraten kam das OLG 
Saarbrücken zu dem Ergebnis, dass es im 
Rahmen des Ersteingriffs unterlassen 
worden war, eine Röntgenkontrastmittel-
darstellung zum Ausschluss einer Gallen-
gangverletzung zu veranlassen. Dieser 
Befunderhebungsfehler führe zu einer 
Umkehr der Beweislast hinsichtlich der 
aufgetretenen Gesundheitsbeeinträch ti-
gungen. Hierauf könne sich der Patient 
jedoch nicht mit Erfolg berufen, weil er 
durch die Nichtwahrnehmung der emp-
fohlenen Verlaufskontrolle über einen 

Arzthaftung: Nichtwahrnehmung 
von Kontrollterminen
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Zeitraum von August 2002 bis Juni 2003 
den Heilungsverlauf erheblich gefährdet 
habe. Er habe somit einen eigenständigen 
Beitrag zur Unaufklärbarkeit des Ursa-
chenzusammenhangs mit dem ärztlichen 
Fehlverhalten geleistet. Durch die Nicht-
befolgung der ärztlichen Empfehlung sei-
en Komplikationen aufgetreten, die an 
der gesundheitlichen Entwicklung we-
sentlichen Anteil hatten. 

Der Fall zeigt, dass die Nichtbefolgung 
ärztlicher Anweisungen oder Empfeh-
lungen grundsätzlich dem Patienten an-
zulasten ist. Entscheidend ist die ord-
nungsgemäße Dokumentation empfohle-
ner Verlaufskontrollen.
dr. matthias kronenberger 
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Die Beschäftigung eines Weiterbildungs-
assistenten ist in der Regel nur befristet 
gewollt. Auch der auf der Homepage der 
KV Berlin eingestellte Musterarbeitsver-
trag sieht eine solche Befristungsmög-
lichkeit vor. Teuer kann es werden, wenn 
die vereinbarte Befristung des Arbeits-
ver trages unwirksam ist, weil die Voraus-
 setzungen des Gesetzes über befristete 
 Arbeitsverträge mit Ärzten in der Weiter-
bildung (ÄArbVtrG) nicht eingehalten 
wurden. Dann wird aus dem befristeten 
ein unbefristetes Arbeitsverhältnis. 
 Sel b st wenn dieses Arbeitsverhältnis ge-
kündigt werden könnte – was insbe son-
dere von der Anwendbarkeit des Kündi-
gungs schutz gesetzes abhängt –, muss je-
denfalls bis zum Ende der Kündigungs-
frist der vereinbarte Lohn weiter bezahlt 
werden. 

 
Grundsätzlich kann ein Arbeits ver trag 
nur dann wirksam befristet werden, wenn 
es für die Befristung einen sach lichen 
Grund gibt. Nach § 1 Abs. 1 Ä ArbVtrG liegt 
solcher Sachgrund nur dann vor, wenn 
die Beschäftigung des Weiter bil dungs-
assistenten seiner „zeitlich und  inhaltlich 
strukturierten Weiterbildung“ dient. Nach 
einem aktuellen  Ur teil des Landesarbeits-
gerichts Baden-Württemberg bedarf es 
dafür einer Wei ter bildungsplanung, die 
zeitlich und inhaltlich auf die konkrete 
Weiterbildung zu geschnitten ist. Praxis-
chef und Weiter bil dungsassistent  müssen 
zu Beginn des  Arbeitsverhältnisses fest-
legen, welche Weiterbildungsinhalte und 

-zeiten der Weiter bildungsassistent noch 
erwerben muss. Dazu gehört nach Auffas-
sung des Arbeitsgerichts „die Aufstellung 
eines  Tagesplans, der dem Arzt in Weiter
bildung ausreichend Gelegenheit zur Weiter
bildung gibt“. Weiter seien Über legun gen 
dazu  erforderlich, in welchen Zeit räumen 
die noch offenen Weiterbildungsinhalte 
erworben werden sollen. Ohne eine der-
ar tige Planung könne im Laufe des Ar beits-
 verhältnisses nicht über prüft werden, ob 
der Weiterbildungszweck erfüllt werden 
kann. Klärungsbedürftig kann zudem 
sein, welche Fassung der Weiterbildungs-
ordnung maßgebend sein soll, wenn nach 
ihrer Änderung eine laufende Wei ter bil-
dung sowohl nach alter als auch nach 
neuer Fassung fortgesetzt werden kann.
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Befristungsfalle bei 
Beschäftigung von 
Weiterbildungs-
assistenten

Das Urteil verlangt für den Plan keine 
Schriftform. Da aber in einem Rechtsstreit 
der Arbeitgeber die Wirksamkeit der Be-
fristung zu beweisen hat, führt an der 
schriftlichen Abfassung kein Weg vorbei. 

Übrigens: Zur Notwendigkeit eines Tages-
 plans bei der Beschäftigung eines Weiter-
bildungsassistenten findet sich auf der 
Homepage der KV Berlin kein Wort…
torsten münnch 

Unter dem Schlagwort des drohenden 
„Praxisaufkaufs“ ist eine Regelung des 
GKV-Versorgungsstärkungsgesetzes in 
 al ler Munde: Verzichtet ein Arzt auf sei-
ne Zulassung, damit sie im Nachbeset - 
zungsverfahren auf einen Nachfolger 
über tragen werden kann, muss der Zu-
lassungsausschuss prüfen, ob die Nach-
besetzung dieses Vertragsarztsitzes aus 
Versorgungs gründen erforderlich ist. 
Vieles spricht dafür, dass dies jedenfalls 
dann der Fall ist, wenn eine Praxis zu-
mindest im fachgruppendurchschnitt-
lichen Umfang oder sogar in größerem 
Umfang betrieben wurde.

Erst wenn der Zulassungsausschuss zu 
dem Ergebnis kommt, dass die auszu-
schreibende Praxis für die Versorgung 
nicht erforderlich ist, muss er entschei-
den, ob der Vertragsarztsitz ausgeschrie-
ben wird. Für diese Entscheidung gilt: 
Liegt der Versorgungsgrad für die Arzt-
gruppe zwischen 110 % und 140 %, kann 
der Zulassungsausschuss die Ausschrei-
bung des Vertragsarztsitzes ablehnen. 
Überschreitet der Versorgungsgrad 140 %, 
soll er die Nachbesetzung ablehnen. Dies 
bedeutet, dass nur in konkret in vom Zu-
lassungsausschuß im Einzelfall zu be-
gründenden Ausnahmefällen das Nach-
besetzungsverfahren durchgeführt wer-
den darf.

Dieser Prüfungsteil im Nachbesetzungs-
verfahren soll aber nach dem Willen des 
Gesetzgebers in einer besonderen Situa-
tion entfallen: Die Ablehnung des An-
trags auf Nachbesetzung des Vertrags-
arztsitzes ist dann ausgeschlossen, wenn 
sich ein designierter Praxisnachfolger 

„verpflichtet, die Praxis in ein anderes 
 Gebiet des Planungsbereiches zu verlegen, 
in dem nach Mitteilung der Kassenärzt
lichen Vereinigung aufgrund einer zu ge
ringen Arztdichte ein Versorgungsbedarf 
besteht“. Zumindest die KV Berlin hat 
eine solche Mitteilung schon an den Zu-
lassungsausschuss abgegeben. Danach 
soll in Verwaltungsbezirken, in denen 
der Versorgungsgrad in der Arztgruppe 
unter dem durchschnittlichen Versor-
gungsgrad in ganz Berlin liegt, ein Ver-
sorgungsbedarf aufgrund einer zu gerin-
gen Arztdichte bestehen. In diese Ver-
waltungsbezirke könnte eine Praxis ver-
legt werden, ohne dass der Zulassungs-
ausschuss die Nachbesetzung wegen 
fehlender Erforderlichkeit der Praxis für 
die Versorgung ablehnen dürfte.

Wer also eine „gefährdete“ Praxis ver-
kaufen möchte, sollte mit einem mög-
lichen Nachfolgekandidaten die Frage 
erörtern, ob jener bereit ist, die Praxis an 
einem neuem Ort zu eröffnen.
christian pinnow 

Drohender Praxisaufkauf – 
Risiko vermindern
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1. Vergütung nur bei 
Berechtigungsnachweis
Die „Gesundheitskarte für Asylbewer-
ber“ gibt es bisher nur in Hamburg und 
Bremen. In anderen Ländern erhalten 
Flüchtlinge (in den ersten 15 Monaten) 
in der Regel pro Quartal einen Behand-
lungs schein. Dieser bleibt in der erst  - 
be handeln den Praxis und wird mit der 
Quartalsabrechnung bei der KV ein ge-
reicht. Wer ohne Behandlungsschein 
 behandelt, trägt das Vergütungsrisiko.
Eine Kostenerstattung lässt sich dann 
ggf. nur noch schwer realisieren. Nicht 
ausgeschlossen ist natürlich eine Privat-
be hand  lung.

2. Eingeschränkter Leistungsanspruch 
Asylbewerber haben in den ersten 15 Mo-
naten Anspruch auf Behandlung bei aku-
ten Erkrankungen, Schmerzzuständen 
oder Schwangerschaft. Was darüber hin-
aus geht (z.B. Behandlung chronischer 
Erkrankungen) wird nur im Einzelfall 
gewährt. Bei Zweifeln, ob eine Maßnah-
me gedeckt ist, sollte der Patient zuvor 
eine Genehmigung des Kostenträgers (in 
der Regel: Sozialamt, in Berlin: LAGeSo) 
einholen. 

3. Überweisungen: In der Regel
 Genehmigung notwendig
Auch vor einer Weiterbehandlung bei 
 einem anderen (Fach-)Arzt ist in der Re-
gel eine Genehmigung nötig. Nur dann 
steht fest, dass die Kosten übernommen 
werden. Manche Bundesländer (bspw. 
Berlin) überlassen die Entscheidung über 
eine Überweisung faktisch dem erst-
behandelnden Arzt. Dieser muss die An-
gaben auf dem Behandlungsschein, inbes. 
zum Kostenträger, auf den Überweisungs-
schein übertragen. 

4. Verständigungsschwierigkeiten
ernst nehmen
Die sprachliche Verständigung mit Asyl-
bewerbern kann schwierig – und damit 
haftungsträchtig – sein. Dolmetscherkos-
ten werden nur im Einzelfall übernom-
men. In der Praxis helfen oft Familienan-
gehörige aus. Die LÄK Rheinland-Pfalz 
bietet immerhin fremdsprachige Anam-
nesebögen zum Download an. Die Auf-
klärung muss aber mündlich erfolgen. 
Hier empfiehlt sich eine sorgfältige Doku-
mentation und ggf. auch ein Zeuge. Ist 
eine Verständigung unmöglich, sollte die 
Behandlung abgelehnt werden.

7 Tipps zur Behandlung von Flüchtlingen
5. Schweigepflicht beachten
Die Schweigepflicht gilt auch gegenüber 
Flüchtlingen. Daten dürfen nicht ohne 
 deren Zustimmung weitergegeben wer-
den. Das ist zu beachten, wenn etwa Kos-
tenerstattung für eine Behandlung ohne 
Behandlungsschein geltend gemacht wird. 
Es besteht aber auch keine Pflicht, Behör-
den Auskünfte zu Patienten ohne Auf-
enthaltsstatus zu geben.

6. Ermächtigung zur psychotherapeu-
tischen Behandlung von Flüchtlingen
Speziell zur psychotherapeutischen Ver-
sorgung traumatisierter Asylbewerber 
ist ein Ermächtigungstatbestand geschaf-
fen worden. Entsprechend qualifizierte 
Psychotherapeuten, Ärzte und psycho-
soziale Einrichtungen können eine Er-
mächtigung beim Zulassungsausschuss 
beantragen.

7. Vor Ort informieren
Die Regeln zur medizinische Versorgung 
von Asylbewerbern sind regional oft unter-
schiedlich umgesetzt. Über Besonderhei-
ten sollte man sich bei den Behörden vor 
Ort oder einem Rechtsanwalt informieren.
filip kötter 
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